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Einleitung 

Die Problematik der aufgedrängten Bereicherung läßt sich mit der Fragestel-
lung umschreiben, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang ein Vermögensin-
haber in der autonomen Gestaltung seiner Lebensverhältn)sse Schutz verdient 
vor einer unerwünschten Vermögensmehrung und einer hierdurch ausgelösten 
Ausgleichspflicht. Die praktische Relevanz des Themas sei an zwei Beispielen 
aus dem täglichen Leben veranschaulicht: Beauftragt jemand ein Bauunterneh-
men mit einem Hausbau oder eine Kfz.-Werkstatt mit der Inspektion seines 
Fahrzeuges und erhält er eine wertvollere Bauausführung als vereinbart 1 oder 
nimmt die Kfz.-Werkstatt ohne Rücksprache mit dem Auftraggeber neben der 
Inspektion kostspielige Reparaturen am Pkw vor, so lassen sich diese rechts-
grundlos erlangten Vermögensvorteile nicht mehr in natura herausgeben; es ist 
deshalb zu entscheiden, ob der Betreffende zur Kompensation des nicht erbe-
tenen Vorteils Wertersatz zu leisten hat oder ob er sich auf den Standpunkt stel-
len kann, mit dem von ihm nicht veranlaßten rechtsgrundlos erlangten Bereiche-
rungsgegenstand fange er aufgrund seiner Verwendungsplanungen nichts an. 

Noch krasser tritt die Problematik einschließlich einiger Detailfragen in fol-
gendem Beispielsfall zutage: 

A baut ohne vertragliche Absprache auf dem brachliegenden Grundstück des 
N ein vierstöckiges Haus, wodurch sich der Verkaufswert des Grundstücks von 
DM 200.000,- auf DM 1.000.000,- erhöht. Von A nach den§§ 812 I I, 818 II 
BGB auf Wertersatz in Anspruch genommen, wendet Nein, A gebühre schon 
deshalb kein Wertersatz, weil diesertrotzseiner ausdrücklichen Untersagung in 
Kenntnis aller Tatumstände gehandelt habe; im übrigen habe er vorgehabt, das 
brachliegende Grundstück alsbald mit einer Villa zu bebauen, wohingegen das 
von A errichtete Gebäude sich nicht zur Eigennutzung eigne und ihm auch nicht 
gefalle; ganz abgesehen davon hätte er in Eigenleistung das von A errichtete 
Gebäude mit weit geringerem Kostenaufwand selbst errichten können. 

A macht geltend, von einer Untersagung durch N sei ihm nichts bekannt, die 
Bebauung beruhe auf einer schuldlosen irrtumsbedingten Parzellenverwechs-
lung; dagegen habe N die Verwechslung von Anfang an durchschaut und ihn 
gleichwohl nicht darauf aufmerksam gemacht. Auch habe N das Grundstück 
bereits seit längerem verkaufen wollen; jedenfalls sei ihm ein Verkauf jetzt 

1 Zur praktischen Relevanz der aufgedrängten Bereicherung gerade im privaten Baurecht 
vgl. etwa Werner-Pastor, Rdnrn. 1815 ff mwN; Locher, Rdnrn. 282 f. 

2 Reimer 
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zumutbar, zumal die Beschaffung eines vergleichbaren brachliegenden Grund-
stücks keine Schwierigkeiten bereite; schließlich sei N angesichts der zu erzielen-
den Mieteinkünfte aber auch eine Nutzung des Grundstücks zuzumuten. 

Zur Beurteilung der Entscheidungserheblichkeit der einzelnen Behauptungen 
bedarf es der Klärung von folgenden der Thematik der aufgedrängten Bereiche-
rung zugrundeliegenden Fragen: 
- Erstens stellt sich die Frage, ob und gegebenenfalls nach welchen Kriterien das 

Verhalten des Bereicherungsgläubigers, das Aufdrängen also, nicht zuletzt 
unter Präventionsgesichtspunkten unmittelbar kondiktionsTechtlieh oder 
mittelbar über andere gesetzgebensehe Wertentscheidungen zu sanktionieren 
ist. 

- Zweitens stellt sich das allgemeine Problem der sachgerechten Bewertung 
eines in Natur nicht mehr herausgehbaren erlangten Etwas, wobei sich die 
Bewertung gerade bei der aufgedrängten Bereicherung deshalb als schwierig 
erweist, weil das Vermögensplus des Bereicherten ohne dessen Veranlassung 
eingetreten ist und es somit an einer verläßlichen Grundlage der subjektiven 
Werteinschätzung des Bereicherten fehlt. 

- Drittens schließlich stellt sich die damit zusammenhängende Frage, ob und 
gegebenenfalls welche Konsequenzen es für den Anspruch aus ungerechtfer-
tigter Bereicherung mit sich bringt, daß mit der aufgedrängten Bereicherung 
Rechtsgüterbeeinträchtigungen in Form von Dispositions- oder je nach kon-
kretem Sachverhalt sogar Eigentumsstörungen des Bereicherungsschuldners 
einhergehen, und ob es dem aufgedrängt Bereicherten zurnutbar ist, seine Dis-
positionen für die Zukunft zu ändern, um so den objektiven Wertzuwachs 
seines Vermögens zu realisieren. 
Dabei erlangt vornehmlich bei der ersten und dritten Frage das Konkurrenz-

verhältnis zwischen dem Recht der ungerechtfertigten Bereicherung und anderen 
gesetzgeberischen Wertentscheidungen ausschlaggebende Bedeutung: so werden 
auf Wertersatz nach den§§ 812,818 II BGB gerichtete Bereicherungsansprüche 
des aufdrängend Bereichernden je nach konkreter Sachverhaltsgestaltung in 
Rechtsprechung und Lehre über§ 814 BGB, § 687 II BGB, § 996 BGB, § 1004 
I BGB, § 823 I BGB sowie übereine Verweisungaufeine Wegnahmemöglichkeit 
in Analogie zu§ 1001 S 2 BGB oder in Restriktion des§ 951 I BGB gekürzt oder 
ganz ausgeschlossen2•3• Gursky schließlich hat sich unter Präventionsgesichts-
punkten auf der Grundlage einer Gesamtanalogie der §§ 547 II, 601 II S I, 
1049 I, 1216 S l BGB zusammen mit den §§68711 S 2und 996BGB fürdie "Ent-
wicklung eines Kondiktionsausschlußgrundes für qualifiziert vorwertbare Berei-

2 Vgl. dazu im 3. Kap. 
3 Grundsätzliche Kritik an derartigen Anknüpfungspunkten zur Lösung der Problematik 

der aufgedrängten Bereicherung üben Reuter-Martinek, S. 544 f. unter Hinweis auf die Natur-
vorgangskondiktion. 
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cherungsaufdrängungen" ausgesprochen4: Wer im Rahmen eines atypischen 
Besitzrechtsverhältnisses ohne eigene Verwendungsersatzregelung oder als 
Nichtbesitzer wissentlich rechtsgrundlos eine fremde Sache werterhöhend ver-
bessere und deren Eigentümer damit einen von ihm nicht rechtsgeschäftlich er-
betenen und nicht in Natur herausgehbaren Vermögensvorteil aufdränge, er-
lange dadurch keinen Kondiktionsanspruch gegen den bereicherten Sacheigen-
tümer, sondern lediglich ein Wegnahmerecht (§ 951 II S 2 BGB oder in Analogie 
zu den §§ 547 a I, 601 I S 2, 1049 II, 1216 S 2 BGBt 

Den Standpunkt der herrschenden Lehre aufgegriffen hat König in seinem 
Gesetzesvorschlag zur Neuregelung des Rechts der ungerechtfertigten Bereiche-
rung6: Nach § 3.2. Satz 3 des Gesetzesvorschlages soll eine Aufwendungskon-
diktion von vomherein ausgeschlossen sein, wenn der Anspruchsgegner die 
Wegnahme des durch die Verwendungen Geschaffenen verlangen kann und ver-
langt oder wenn der Anspruchsteller es schuldhaft versäumt hat, dem An-
spruchsgegner die geplanten Verwendungen rechtzeitig anzuzeigen oder wenn 
der Anspruchsgegner den Verwendungen vor Vomahme widersprochen hae. 

In obigem Beispielsfall hätte nach dieser Auffassung A- ungeachtet allen son-
stigen Vorbringensund ungeachtet einer tatsächlichen Bereicherung des N- von 
vomherein keinen Anspruch auf Wertersatz nach den§§ 812,818 II BGB, wenn 
er trotz ausdrücklicher Untersagung des N gehandelt hätte. 

Für die letzten beiden Fragen schließlich sind die gesetzgeberischen Wertent-
scheidungen außerhalb des Bereicherungsrechts insofern von Bedeutung, als es 
auch außerhalb des Regelungskomplexes der§§ 812 ffBGB etliche Fallgruppen 
eines vom ,.Bereicherten" nicht veranlaßten Vermögensplus gibt und sich dort im 
Prinzip dieselben Bewertungsschwierigkeiten ergeben können wie bei der aufge-
drängten Bereicherung. Neben der Regelung des Verwendungsersatzes im Eigen-
tümer-Besitzer-Verhältnis und des Aufwendungsersatzes im Recht der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag sind hier vornehmlich bestimmte Fallkonstellatio-
nen der Vorteilsausgleichung sowie des Abzugs ,.neu für alt" im Schadensersatz-
recht zu nennen. Nimmt in obigem Beispielsfall N den A wegen einer schuldhaf-
ten Umgestaltung und der daraus resultierenden Funktionsstörung seines 
Grundstücks aus § 823 I BGB auf Schadenersatz in Anspruch, so stellt sich die 
Frage, ob er sich die Bebauung im Rahmen det Vorteilsausgleichung anrechnen 
lassen muß. Gerade diese spiegelbildliche Fragestellung, aber auch die ange-

4 Staudinger-Gursky, § 951 Rdnr. 46. Rdnr. 16 vor§§ 994 ffunter Hinweis auf die Erfor-
derlichkeit. Präventionsgesichtspunkte zu berücksichtigen. I. E. ähnlich v. Rittberg. S. III f. 
und S. 138, der dem potentiellen Bereicherungsgläubiger ohne weitere Begründung schon dann 
einen Kondiktionsanspruch versagen will, wenn dieser absichtlich eine Rechtslage herbeiführt, 
um einen kondiktionsrechtlichen Wenersatzanspruch geltend machen zu können und damit 
dolos i.S.d. § 242 BGB handelt. 

5 Staudinger-Gursky, § 951 Rdnr. 49; kritisch MünchKomm.-Quack, § 951 Rdnr. 20 a. E. 
6 König, Gutachten, S. 1515 ff. 
7 König, Gutachten, S. 1515, 1524. 
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